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COMPUTER-EXTRA 

Kühle Reaktion 
von Microsoft 
D e r  Softwareriese Microsoft 
zeigt sich unbeeindruckt von 
der  einstweiligen Verfügung 
im Browserkrieg. Seite 13 

AUTOMOBILSPORT 

Eberle jetzt 
bei BMW 
ICA-Kartfahrer Stefan Eberle 
aus Balzers wechselt vom 
Kartsport zur  Formel B M W  
Junior. Seite 18 

T A G E S S C H A U  

«Ich will dazugehören» 
Aktion Miteinander: Beide sind 21 Jahre jung 
und wohnen in Schaan. Zwei jugendliche Be
troffene, die als Dreijährige aus Vietnam nach 
Liechtenstein kamen, erzählen. D e r  eine wurde 
vor kurzem eingebürgert, der  andere ist «staa
tenlos». Vietnam kennen sie nu r  vom Hören
sagen und  vom Fernsehen. Seite 9 

«Kunst in unserer 
Nähe» 
D e r  kulturelle Jahresausblick im Rahmen der  
Reihe «Kunst in unserer Nähe» gilt einem gros
sen Schweizer Maler: Max Gubler. Ihn einzu
reihen ist nicht leicht. Seite 11 

Clinton trifft im Januar 
Arafat und Netanjahu 
LONDON: D e r  palästinensische Präsident Jas
sir Arafat  und der  israelische Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu werden im Januar  ge
trennt mit US-Präsident Bill Clinton zusam
mentreffen. D a s  teilte die amerikanische Aus-
senministerin Madeleine Albright am Donners
tag abend nach Gesprächen mit Netanjahu und 
Arafat in London mit. 1997 sei kein gutes Jahr  
für den  Friedensprozess im Nahen Osten gewe
sen, sagte Albright. Präsident Clinton und sie 
seien-aberfest-  entschlossen, dafür zu sorgen, 
dass 1998 zu einem guten Jahr  für den Friedens
prozess werde. 

Eine genaue Tagesordnung für die geplanten 
Treffen im Weissen Haus gebe es nicht, auch 
stehe noch kein genaues Datum fest, sagte 
Albright. Arafat erklärte nach seiner Unterre
dung mit Albright, e r  habe einem US-Doku
ment  über  Sicherheit zugestimmt. Diesem er
weiteren Plan müsse jetzt nur  noch Israel zu
stimmen. D e r  Plan enthält Massnahmen gegen 
den Terrorismus, wie sie Israel zur  Bedingung 
für Fortschritte im Friedensprozess gefordert 
hat. Siehe dazu auch Seite 23. 

Wir sind alle tief 
betroffen 
Unter  dem Motto «Wir sind alle tiefbetroffen» 
laden wir als verantwortliches Organisations
komitee für den  kommenden Sonntag, 21. D e 
zember, zu e iner  friedlichen Kundgebung nach 
Vaduz ein. Wir treffen uns u m  14 U h r  beim Re
gierungsgebäude. Die  Veranstaltung mit kurzen 
Stellungnahmen verschiedener Personen aus 
Kirche, Politik und Kultur mündet  in einen 
Schweigemarsch rund um das Städtle. Die  
Kundgebung endet  beim Regierungsgebäude 
vor Beginn des Gottesdienstes. Mit dieser 
Kundgebung wollen wir uns solidarisch er
klären mit der  Petition «für den Verbleib des  
Fürstentums Liechtenstein beim Bistum Chur» 
u n d  mit der  Erklärung des Landtages, «dass die 
Errichtung einer Erzdiözese Vaduz ohne Mit
wirkung und Zustimmung des Landtages und 
des Volkes nicht erwünscht ist». Wir möchten 
damit auch protestieren gegen den ungehörigen 
Umgang mit dem Kirchenvolk und der  Bevöl
kerung unseres Landes. Die  Kirche ist eine 
wichtige Kraft in  unserem Land. Wir befürchten 
heute eine einseitige geistige Ausrichtung d e r  
Ortskirche. Daher  sind wir tief besorgt wegen 
de r  Gefährdung einer solidarischen Kirche und  
offenen Gesellschaft. Wir wollen unsere Betrof
fenheit und unsere Erwartungen klar und  deut
lich zum Ausdruck bringen. I m  Interesse de r  
Sache bitten wir alle Teilnehmenden, den fried
lichen Ablauf de r  Kundgebung zu gewährlei
sten und persönliche Beleidigungen jeder  A r t  
zu unterlassen. D a  das Zentrum von Vaduz ge
sperrt sein wird, ersuchen wir um die Benutzung 
de r  öffentlichen Verkehrsmittel. 

D a s  Organisationskomitee: Wolfgang Seeger, 
Gerda  Bicker, Robert  Allgäuer, Luda From
melt, Noldi Frommelt, Patrick Hilty, Gisela 
Meier, Melitta Steneck-Hassler 

Grosser Einwanderungsdruck 
Regierung informierte über Schutzklausel beim freien Personenverkehr 

Der Landtag hielt gestern seine letzte Sitzung im Jahr i997 ab und ist bis zur Eröffnung mit der Thronrede des Fürsten bis Anfang 1998 geschlossen. 

Haben EWR-Angehörige -
trotz Schutzklausel zur Verhin
derung des freien Personen
verkehrs - künftig freien Zu
gang zu Arbeitsplätzen im 
Fürstentum Liechtenstein? 
Diese Frage beantwortete. 
Regierungschef Mario Frick 
im Landtag zurückhaltend und 
verwies auf Lockerungen bei 
den Saisonarbeitern und den 
Grenzgängern. 
Die Regierung konnte ihre Verspre
chungen nicht einhalten, dass bis 
Ende 1997, wenn die EWR-Über-
gangsfrist für den freien Personen
verkehr ausläuft, eine für Liechten
stein akzeptable Regelung vorlie

gen werde. Nachdem die FBPL-
Fraktion im Frühsommer eine 
Interpellation zu diesem heiklen 
Bereich eingebracht hatte, legte die 
Regierung im Juni einen Bericht 
vor, der  grossen Optimismus ver
breitete. Obwohl zu jenem Zeit
punkt, ein halbes Jahr  vor Ablauf 
der  Übergangsfrist, noch keine offi
ziellen Verhandlungen mit den 
EWR-Partnern aufgenommen wor
den waren, gab sich die Regierung 
überzeugt, bis zum Jahresende die 
Verhandlungen abgeschlossen zu 
haben. 

In Anbetracht der  Tatsache, dass 
ohne Verhandlungsergebnis die 
Grenzen zu Liechtenstein für den 
freien Personenverkehr a b  1. Janu
a r  1998 für EWR-Angehörige völlig 

offen gewesen wären, musste die 
Regierung die Schutzklausel in A n 
spruch nehmen. Bis zu einer end
gültigen Regelung, wiederholte Re
gierungschef Mario Frick seine 
schon a n  einer Pressekonferenz 
vorgetragene Position vor d e m  
Landtag, könne das bisherige Be
schränkungssystem aufrechterhal
ten werden. 

Konzessionen an Grenzgänger 
Wie aus der  Erklärung des Regie

rungschefs hervorgeht, betrifft das 
System der  Beschränkungsmass-
nahmen n u r  die Aufenthaltsbewilli
gungen, während bei den Saisonar
beitern u n d  bei den Grenzgängern 
bereits gewisse Konzessionen ge
macht werden mussten. Grenzgän

ger brauchen künftig keine Bewilli
gung mehr, wenn sie in Liechten
stein arbeiten, sondern es reicht 
eine Anmeldung. Regierungschef 
Frick machte zu dieser neuen Praxis 
geltend, dass dieses System der  
Meldepflicht bereits seit jeher für 
die Ziipendler aus der  Schweiz gel
te - und warum sollte es für  Grenz
gänger aus Österreich anders sein? 

Die Aufrechterhaltung von 
Beschränkungsmassnahmen im Be
reich der  Aufenthalter erachtet die 
Regierung für notwendig, weil im 
Hinblick auf die Öffnung der  Grenze 
nach Ablauf der  Übergangsfrist ein 
grosser Einwandererdruck herr
sche. Derzeit würden sehr viele An
fragen für eine Aufenthaltsbewilli
gung vorliegen. Günther Meier 

Yilmaz bei 
Clinton 
WASHINGTON: US-Präsident 
Bill Clinton trifft heute mit dem 
türkischen Ministerpräsidenten 
Mesut Yilmaz zusammen. Im 
Mittelpunkt der  Begegnung im 
Weissen Haus  dürfte der  jüngste 
Konflikt zwischen der  E U  und 
der  Türkei stehen. Die US-Re
gierung hatte die EU-Staaten 
vergeblich gedrängt, auch die 
Türkei  in die Reihe der-Kandi-
daten für einen baldigen E U -
Beitritt aufzunehmen. Clinton 
sprach sich Anfang der  Woche 
für eine möglichst enge Anbin-
dung de r  Türkei an den Westen 
aus. Die feste Verankerung der  
Türkei im Westen sei angesichts 
de r  Grösse und de r  geopoliti-
schen Lage des Landes von sehr 
grosser Bedeutung, sagte er. Die 
Europäische Union hatte sich 
auf  ihrem Luxemburger Gipfel
treffen Ende  vergangener 
Woche geweigert, die Türkei  in 
die Reihe de r  Kandidaten für 
eine baldige Mitgliedschaft auf
zunehmen. 

Missbrauch-Schutz 
Regierung: Sache des Staatsanwaltes 

Die Entwendung und Weitergabe 
von Daten über Stiftungen aus 
einer Rechtsanwaltskanzlei, die im 
Nachrichtenmagazin «Der Spiegel» 
veröffentlicht wurden, veranlasste 
den FBPL-Abgeordneten Johannes 
Matt zur Anfrage an die Regierung, 
was gegen solchen Missbrauch un
ternommen werden könne und was 
die Regierung unternehme. 

Justizminister Heinz Frommelt er
klärte, dass die Regierung keine 
Veranlassung sehe, in diesem Fall 
besondere Schritte zu unterneh
men. Sie verfolge in Fällen mit straf
rechtlicher Relevanz und  aus 
grundsätzlichen Erwägungen, was 
die Anweisungen an die Staatsan
waltschaft angehe, eine Politik der 
grössten Zurückhaltung. So sei e s  
Sache des Staatsanwaltes, zu ent
scheiden, ob und weshalb eine 
Strafverfolgung einzuleiten ist oder  
was für Anträge gestellt werden sol
len. Es  wäre unverantwortlich und 
verfehlt, erklärte Frommelt, wenn 

sich die Regierung berufen fühlen 
würde, Weisungen in Fällen mit 
strafrechtlicher Relevanz geben zu 
wollen. 

N u r  eine grundsätzliche Zurück
haltung de r  Exekutivbehörde und 
damit einhergehende Ermessens
freiheit von Staatsanwalt und Ge
richt, eine Untersuchung nach be
stem Wissen und Gewissen einzulei
ten bzw. deren Behandlung zu be
stimmen, würden den Rechtsstaat 
längerfristig sichern. Deshalb seien 
auch keine Anweisungen an die 
Staatsanwaltschaft ergangen. Insge
samt könne aber  festgehalten wer
den, dass Untersuchungsverfahren 
laufen würden. Primär ist es Sache 
des Berufsgeheimnisträgers, Mass
nahmen zu setzen, um solchen Miss
brauch zu verhindern, gab From
melt auf  die Frage nach Interventio
nen de r  Regierung zu verstehen. 
Die gesetzlichen Bestimmungen 
dafür seien vorhanden, u m  solche 
Straftaten mit genügender Schärfe 
verfolgen z u  können. (G.M.) 

WELTSPORTLER 1 9 9 7  

Hingis und 
Kipketer 

Die Weltsportler 1997 heissen Mar
tina Hingis (im Bild) und Wilson 
Kipketer. Sportredaktionen aus 55 
Ländern, darunter das VOLKS
B L A T T  fü r  Liechtenstein, nahmen 
an der traditionellen ISK-Umfrage 
teil. A m  meisten Stimmen erhielten 
die 17jährige Tenniskönigin aus 
Triibbach und der dänisch-keniati-
sche 800-m-Weltrekordler. Mehr auf 
Seite 17. 


